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Europa auf einen Blick
Der Weg zum geeinten 
Europa ist langwierig. Ein 
Blick auf Europa zeigt eine 
verwirrende Vielfalt. Die 
einzelnen Länder weisen 
einen sehr unterschied-
lichen Integrationsstand 
auf. Den Kern bilden jene 
„vollintegrierten“ Länder 
der EU, die sowohl zur 
Eurozone als auch zur 
Schengenzone gehören. 
Das sind immerhin 13 der 
27 EU-Länder von Portu-
gal bis Finnland und Grie-
chenland. Sie verwenden 
den Euro als Zahlungs-
mittel, sind also in die 
Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion integriert. 
Zwischen diesen Län-
dern gibt es auch keine 
Grenzkontrollen mehr, sie 
haben das Schengenab-
kommen unterzeichnet.

9 zusätzliche EU-Län-
der gehören zur Schen-
genzone, haben also of-
fene Grenzen zu ihren 
Partnern. Sie wollen oder 
können noch nicht an der 
Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion teilnehmen. 
Das sind Schweden und 
Dänemark und die 2004 
der Europäischen Union 
beigetretenen Länder von 
Estland bis Ungarn. 

Diese Unterlagen können unter www.europajugend.at und im Büro der EFB bestellt werden.
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Das nächste dieser Län-
der, das in die Gruppe der 
Vollintegrierten wechseln 
wird, ist die Slowakei. Ab 
Anfang 2009 wird auch 
dort der Euro Landeswäh-
rung sein.
Wohl den Euro als Wäh-
rung verwenden zwei 
Länder, für die aber nicht 
das Schengenabkommen 
gilt: Irland und Zypern. 
Weitere drei EU-Länder 
verwenden nicht den Eu-
ro und nehmen auch nicht 

am Schengenabkommen 
teil. Neben Rumänien und 
Bulgarien gehört dazu 
Großbritannien.

Es geht noch verwirrter: 
Nicht EU-Mitglieder sind 
die Schweiz und Liech-
tenstein, sie werden aber 
bald zur Schengenzone 
gehören. Schließlich ha-
ben noch drei Länder den 
Status eines Beitrittskan-
didaten: Kroatien, die 
Türkei und Mazedonien, 

das ofþziell ăFr¿here 
jugoslawische Republik 
Mazedonien“ genannt 
wird.

Um diesen Blick auf Eu-
ropa klarer zu machen, 
hat die Europäische Föde-
ralistische Bewegung ein 
Poster und eine Schreib-
tischunterlage herausge-
geben. Damit soll eine 
Übersicht über den aktu-
ellen Integrationsstand in 
Europa gegeben werden.
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Der europäische Integrationsprozess muss weitergehen

Heinrich Neisser, Präsident der 
Europäischen Bewegung Öster-
reich (EBÖ), fordert die Wei-
terf¿hrung des Ratiþkationspro-
zesses, „denn er stimuliert in den 
jeweiligen Mitgliedstaaten einen 
Diskussionsprozess welcher klar 
zeigt, wie die Bürgerinnen und 
Bürger zum Vertrag stehen.“ Der 
Auftrag an die nationalen Regie-
rungen sei klar: sie dürfen nicht 
abwarten und eine Nachdenkpau-
se einlegen. „Von ihnen ist jetzt 
gefordert, dass sie ein Offensiv-

konzept für ein Vereintes Europa entwickeln und alle Vorteile und Notwendigkeiten 
einer europäischen Integrationspolitik in einem Katalog zusammenfassen und 
präsentieren“, so Neisser. Denn in Irland habe sich klar gezeigt, dass der Wider-
stand gegen den Vertrag nicht nur eine nationale Angelegenheit sei, sondern auch 
europaweit unterstützt werde.
„Das irische Nein zum Vertrag von Lissabon stellt einen schweren Rückschlag dar 
und ist bedauerlich. Es darf aber kein Grund zur Resignation sein“, fordert Willibald 
Pahr, Ehrenpräsident der Europäischen Bewegung Österreich (EBÖ). „Wir müssen 
uns weiterhin für die Stärkung des Parlamentarismus auf europäischer und natio-
naler Ebene und für mehr Rechte für die Bürgerinnen und Bürger mit Nachdruck 
einsetzen“, so Pahr weiter. Das irische Referendum zeige, dass es nicht gelungen ist, 
einem breiten Kreis der Bürgerinnen und Bürger Europas die Fortschritte bewusst 
zu machen.
„Das Grundvertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die europäischen Institutionen 
ist nicht gegeben, das zeigt das Irische Votum“, meint Werner Fasslabend, Präsi-
dent der Österreichischen Föderation der Europahäuser (ÖFEH). Es sei Aufgabe der 
europäischen Regierungen und der europäischen zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen, dieses Vertrauen herzustellen. „Man ist an einem Scheidepunkt angelangt. 
In den nächsten Tagen und Wochen gilt es zu klären, ob es auch in Zukunft einen 
Weg gibt, den alle gemeinsam zu gehen bereit sind, oder ob man zu einem Europa 
der unterschiedlichen Geschwindigkeiten zurück fällt.“
„Es ist absolut lächerlich, wenn irgendjemand den Europäerinnen und Europäern 
einreden will, dass alle politischen Herausforderungen der Gegenwart durch Ein-
zelpolitiken der europäischen Staaten gelöst werden könnten. Alle Politikerinnen 
und Politiker sind nun gefordert, klare und nachvollziehbare Akzente zu setzten, 
um den Menschen zu erklären, dass es keine Alternative zu Europa gibt“, fordert 
Friedhelm Frischenschlager, Präsident der Europäischen Föderalisten Österreich 
(EFB). „Eines ist klar: die nächste Wahl zum Europäischen Parlament darf nicht zu 
einer Abstimmung über nationale Politik verkommen, sondern muss eine politische 
Auseinandersetzung über Sinn, Aufgaben und Zukunft der europäischen Einigung 
werden“, so Frischenschlager weiter. „Ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass 
Europa einen besseren rechtlichen Rahmen braucht. Dieser kann nur durch eine 
Verfassung verwirklicht werden“, erläutert Frischenschlager. „Diese muss für die 
Menschen klar und verständlich sein und die Grundregeln der Zusammenarbeit der 
Mitgliedstaaten und der Institutionen, sowie die Europäische Charta der Menschen-
rechte enthalten“, so Frischenschlager abschließend.
Einig sind sich die Vertreter der pro-europäischen Organisationen, dass das Irische 
Votum die Weiterentwicklung der europäischen Integration nicht aufhalten darf.

Fasslabend, Frischenschlager, Neisser und Pahr zum Irischen „Nein”

Die Beziehungen zwischen der EU 
und ihren Mittelmeerpartnerländern 
sollen weiter vertieft werden. Im 
Rahmen der Initiative „Barcelona-
Prozess: Union für den Mittelmeer-
raum“ hat die EU-Kommission ent-
sprechende Vorschläge angenommen. 
Die Initiative zielt darauf ab, die Be-
ziehungen der EU zu den Partnerlän-
dern im Mittelmeerraum neu zu be-
leben und ihnen größere Sichtbarkeit 
zu verleihen. Zu den neuen Strukturen 
zählen ein Sekretariat, sowie ein stän-
diger Ausschuss aus Vertretern des 
Europa-Mittelmeerraums. Außerdem 
sollen konkrete Bemühungen um die 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
und der Existenzgrundlagen der Bür-
ger der Region angeregt werden. Die 
neue Initiative unterstreicht das kon-
tinuierliche Engagement der EU für 
die Mittelmeerregion, die politisch 
wie wirtschaftlich von grundlegender 
strategischer Bedeutung ist.

Union für den
Mittelmeerraum

Das Europäische 
Parlament hat 
grünes Licht für 
das europäische 
Satellitennavigati-

onssystem GALILEO gegeben. Die 
Verabschiedung der entsprechenden 
Verordnung durch die Abgeordne-
ten läutet die Errichtungsphase von 
GALILEO ein, in der bis 2013 die 
gesamte Infrastruktur im Weltraum 
und am Boden aufgebaut werden 
soll. Danach soll die Betriebsphase 
beginnen. Der Kompromiss mit dem 
Ministerrat über die weitere Durch-
führung der europäischen Satelliten-
navigationsprogramme GALILEO 
und EGNOS (European Geostationa-
ry Navigation Overlay Service) greift 
viele der Änderungen auf, die der 
Industrieausschuss des Parlaments 
vorgeschlagen hat. Insgesamt will 
die EU 3,4 Milliarden Euro für GA-
LILEO bereitstellen.

Grünes Licht
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EU & Klimawandel: Seriöse Arbeit statt heiße Luft

Univ. Prof. Dr. Reinhard Rack, MEP

In jeder Beziehung
zählen
die Menschen.

Es gilt heute als 
allgemein be-
kannt, dass der 
Nationalstaat zu 
groß für die klei-
nen Anliegen der 
Menschen und 
zu klein für die 
wirklich groß-
en Aufgaben der 
Menschheit ist. Es 

gibt kaum ein besseres Beispiel dafür 
als die aktuelle Klimadiskussion. Es 
ist daher richtig, dass sich die EU mit 
diesem Thema auseinandersetzt und das 
Europäische Parlament einen eigenen 
Fachausschuss zum Klimawandel einge-
setzt hat. Ein erster Zwischenbericht des 
Ausschusses zieht nun eine eindeutige 
Schlussfolgerung: Die weltweiten CO2-
Emissionen müssen drastisch und zügig 
zurückgefahren werden. Das ist ein kla-
rer Handlungsauftrag der Wissenschaft 
an die Politik.

Der Fachausschuss befasste sich über 
Monate hinweg auf hohem Niveau, auf 
Basis expertengeprüfter Studien wie 
der Sachstandsberichte der UNO und 
durch hochrangig besetzte Expertenan-
hörungen mit der Herausforderung der 
Bekämpfung des Klimawandels. Aus all 
dem ergibt sich ein wissenschaftlicher 
Konsens zum Klimawandel, besonders 
was die Treibhausgase angeht. Weitere 
Forschung in einigen Bereichen ist wün-
schenswert und nötig, aber es gibt einen 
klaren Auftrag: Jetzt ist die Zeit zum 
Handeln. Das Europäische Parlament 
warnt vor gravierenden Folgen, wenn 
nicht zügig Maßnahmen getroffen wer-
den, um die Zunahme der Emissionen 
von CO2 und anderen Treibhausgasen 
zu verlangsamen oder zum Stillstand 
zu bringen. Deutlich wendet sich das 
Europaparlament daher auch gegen alle 
wissenschaftlich nicht fundierten Ver-
suche, die Ergebnisse von Studien über 
Ursachen und Folgen des Klimawandels 
als zweifelhaft, unsicher oder fragwür-
dig darzustellen.

Prognosen zufolge sind 20 bis 30 % 
aller Tier- und Pÿanzenarten verstªr-

kt vom Aussterben bedroht, wenn die 
Temperatur nur um 1,5 bis 2°C steigt. 
Dieser Anteil kann sich bei einem Tem-
peraturanstieg um 3,5°C auf 40 bis 70% 
erhöhen! Die Bekämpfung des Klima-
wandels hat damit auch für den Schutz 
der Artenvielfalt auf der Welt und die 
Aufrechterhaltung der Wirkung von 
Ökosystemen eine ganz entscheidende 
Bedeutung.
Am stärksten bedroht vom Klima-
wandel sind arme Menschen und Ent-
wicklungsländer, aber auch für Europa 
sind durch den Klimawandel Gletscher-
schmelzen, längere Vegetationsperioden, 
Verlagerungen der Lebensräume von 
bestimmten Arten und Auswirkungen 
auf die Gesundheit infolge einer Hit-
zewelle von noch nie da gewesenem 
Ausmaß zu erwarten. Auch in Österreich 
spüren wir durch Überschwemmungen 
oder ungewohnte Hitzeperioden diese 
Auswirkungen heute schon.

Im Mittelpunkt der Überlegungen 
des Europaparlaments steht daher, das 
Niveau der weltweiten Treibhausgase-
missionen um 50 bis 85% gegenüber 
dem Niveau von 2000 zu senken, um 
erhebliche Risiken abzuwenden. Die 
EU hat sich das strategische Ziel gesetzt, 
den weltweiten Durchschnittstempera-
turanstieg auf nicht mehr als 2°C über 
den vor der Industrialisierung gegebenen 
Niveaus zu begrenzen. Das setzt voraus, 
dass die Industriestaaten ihre Treibhaus-
gasemissionen bis 2020 um 25 - 40% 
unter das Niveau von 1990 senken.

Die derzeitigen Maßnahmen zur Ein-
dämmung des Klimawandels und damit 
verbundene Maßnahmen zur nachhal-
tigen Entwicklung müssen daher un-
bedingt intensiviert werden. Auch sie 
werden aber allein nicht ausreichen, die 
weltweiten Treibhausgasemissionen in 
den nächsten Jahrzehnten zu senken. 
Alle Bemühungen um die Verringerung 
der Emissionsmengen müssten daher 
eigentlich darauf abzielen, deutlich noch 
unter dem Zielwert von 2° C zu bleiben, 
weil schon dieses Erwärmungsniveau 
unsere gesamtgesellschaftlichen und 
individuellen Lebensweisen erheblich 

beeinträchtigen und wesentliche Verän-
derungen der Ökosysteme und der Was-
serressourcen mit sich bringen würde. 

Trotz der wissenschaftlich belegbaren 
und belegten Fakten sind die verfügbaren 
Informationen für die Bürgerinnen und 
Bürger aber nach wie vor unzureichend. 
Viel mehr wäre notwendig, damit auch 
jeder Einzelne für einen CO2-armen Le-
benswandel sensibilisiert werden kann. 
Denn jeder von uns kann - und muss - 
dazu beitragen, gegen den Klimawandel 
aktiv zu werden. Das beginnt bei einer 
überlegteren Verwendung des Autos bis 
zu Energiesparmaßnahmen im eigenen 
Heim - Heizung bei offenem Fenster 
oder Beleuchtung in unbenützten Räu-
men fallen da als erstes ein. Das Euro-
paparlament wird sich daher auch darum 
bemühen, mehr europäische Aktions-
pläne und Maßnahmen zu unterstützen, 
die zu einer individuellen Änderung der 
Lebensweise beitragen können. 

Die CO2-Problematik stellt freilich nur 
die Spitze des Eisberges dar. Letztlich 
geht es um Nachhaltigkeit. Die Gesetz-
gebung der Europäischen Union muss 
sich daher verstärkt auf die Ressourcen-
schonung konzentrieren - und hier ist 
die größte Herausforderung der Zukunft 
die Efþzienz. Wie schaffen wir es, mehr 
Kilometer mit weniger Treibstoff zu 
fahren, mehr Energie aus weniger Ein-
satzstoffen zu produzieren? Hier müssen 
und werden Forschung und Entwicklung 
ansetzen, hier kann Europa mit seinen 
Ressourcen und seinem Wissen auch viel 
leisten und weltweit eine Vorreiterrolle 
spielen.
Klimawandel - das sind nicht nur Zahlen, 
das sind Menschen und Schicksale. 

Es gilt, diese Herausforderung positiv 
anzugehen. Ohne Schwarzmalerei und 
Panikmache. Es geht um gute Ideen, um 
neue Technologien. Wir stehen vor einer 
dritten Industriellen Revolution - und 
sowohl die Europäische Union als auch 
Österreich sind hier in einer guten Aus-
gangsposition, diese Herausforderung 
positiv zu bewältigen.
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Der Balkan  war  
schon  immer  ein  
Teil  Europas, so 
wird auch schon seit 
dem  Jahr 2000 im-
mer wieder betont, 
dass die Erweiterung 
der EU erst mit dem 
Beitritt  aller Balkan-
länder abgeschlossen 

ist. „Westbalkan“ ist ein in jüngerer Zeit 
entstandener Sammelbegriff für Albanien 
und die Nachfolgestaaten Jugoslawiens, 
ausgenommen Slowenien. Es ist ein  „ter-
minus technicus“, der primär von den 
Institutionen der EU verwendet wird. 
Die EU wollte einen zusammenfassenden 
Begriff für diese Staaten schaffen, um 
damit auch zum Ausdruck zu bringen, 
dass diese Staatengruppe mit einer ein-
heitlichen Strategie, mittels des Stabi-
lisierungs- und Assoziierungsprozesses 
(SAP) an die EU herangeführt werden 
soll. Die EU hatte diesen Staaten bereits 
1999 unter bestimmten Voraussetzungen 
die Heranführung und eventuelle Assozi-
ierung im Rahmen dieses Stabilisierungs- 
und Assoziierungsprozesses angeboten. 
Der SAP ist ein mit Konditionalitäten 
ausgestattetes Instrument, das den West-
balkan-Ländern erlaubt, durch individu-
elle Reformschritte selbst das Tempo der 
Annäherung zu bestimmen.

Alle Staaten des westlichen Balkans 
(Albanien, Bosnien und Herzegowina, 
Kroatien, Ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Montenegro und 
Serbien  einschließlich Kosovo) genie-
ßen seit dem Europäischen Ratsgipfel 
in Feira im Juni 2000 den Status „poten-
zielle Beitrittskandidaten“. Kroatien und 
die Ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien haben inzwischen den Sta-
tus eines „Beitrittskandidaten“ verliehen 
bekommen. 
Die EU hat beim Westbalkan-Gipfel im 
Juni 2003 in Thessaloniki die europäische 
Perspektive der genannten Staaten erneut 
unterstrichen. Hier wurden auch die „Eu-
ropäischen Partnerschaften“ begründet, 
die die Aufgaben/Prioritäten für diese 
Staaten identiþzieren, um ihre Anstren-
gungen zur Annäherung an die EU zu un-
terstützen. Nationale Aktionsprogramme 
zu deren Umsetzung sollen die Staaten 
daraufhin selbst entwickeln.
Am 1. Januar 2007 ersetzte das Instru-
ment für Heranführungshilfe (IPA) ver-
schiedene vorherige EU-Instrumente zur 
Heranführung/Erweiterung (Cards Pro-
gramme), wobei nun zwischen „potenti-
ellen Beitrittskandidaten“ und „Beitritts-
kandidaten“ differenziert wird. IPA sieht 
für die Westbalkan-Staaten für 2007-14 
þnanzielle Hilfen in der Hºhe von ca. 
2,7 Milliarden Euro vor, wobei die Mittel 
nach 2010 jährlich ansteigen. 

DER WESTBALKAN UND DIE EU

Schwerpunkte von IPA sind: Institutio-
nenaufbau, Demokratisierung, wirtschaft-
liche und soziale Entwicklung, regionale 
und grenzüberschreitende Zusammenar-
beit; für Beitrittskandidaten auch Hilfe 
bei der Vorbereitung auf Übernahme des 
„acquis communautaire“ (Besitzstand der 
EU Rechtsvorschriften) und Vorberei-
tung auf Strukturfonds- und Agrarfonds-
mittel. Die regionale Zusammenarbeit 
der Staaten des Westlichen Balkans soll 
dadurch gestärkt werden, dass die Auf-
gaben des Stabilitätspaktes für Südost-
europa  von den Staaten der Region in 
eigener Verantwortung wahrgenommen 
werden. Hierzu gehören die Förderung 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in 
der Region, aber auch die Stärkung von 
Demokratie und Menschenrechten und 
die Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen. 
Zu diesem Zweck wurde im Jahre 2007 
ein Regionaler Kooperationsrat mit Sitz 
in Sarajewo geschaffen, der zu Beginn 
2008 seine Arbeit aufgenommen hat. Der 
Europäische Rat vom Dezember 2006 
hat bekräftigt, dass „eine zufriedenstel-
lende Bilanz bei der Einhaltung seiner 
Verpÿichtungen aus dem SAA é ein 
wesentliches Element für die EU“ bei 
der Prüfung eines Beitrittsantrages ist. 
Die Umsetzung des jeweiligen SAA ist 
somit eine notwendige Voraussetzung 
für den Antrag auf den EU Beitritt an die 
Europäische Kommission bzw. für die  
weiteren Schritte im Heranführungspro-
zess, wie Zuerkennung des Status eines 
Beitrittskandidaten und Beginn von Bei-
trittsverhandlungen.
Wie aus nachstehender Übersicht ersicht-
lich hat die EU bereits mit allen West-
balkanländern SAAs unterzeichnet:
Albanien: am 12. Juni 2006, Interimsab-
kommen seit 1. Dezember 2006 in Kraft, 
das SAA wird derzeit von den Mitglied-
staaten ratiþziert.
Bosnien-Herzegowina: am 16. Juni 
2008, das Land muss weiterhin an der Po-
lizeireform arbeiten und uneingeschränkt 
mit dem ICTY kooperieren.
Montenegro: am 15. Oktober 2007. In-
terimsabkommen seit 1. Jänner 2008 in 
Kraft. Sofern das Abkommen ordnungs-
gemäß umgesetzt wird, gibt es einen 
Rahmen für die weitere wirtschaftliche, 
politische und institutionelle Entwick-
lung. 
Serbien: am 29. April 2008, das Land 
muss weiterhin uneingeschränkt mit dem 
ICTY zusammenarbeiten.
Mazedonien: am 1. April 2004, (SAA 
mit Mazedonien ist das erste Abkommen 
mit einem Westbalkanland, das in Kraft 
getreten ist), seit 16. Dezember 2005 
Beitrittskandidat, noch keine Beitritts-
verhandlungen.
Kroatien: am 29. Oktober 2001, Beitritt 
der zehn neuen Mitgliedstaaten am 1. Mai 
2004 machte ein Erweiterungsprotokoll 

erforderlich, das am 21. Dezember 2004 
unterzeichnet wurde. Seit 18. Juni 2004 
Beitrittskandidat, seit 17. März 2005 Bei-
trittsverhandlungen 
Kosovo: nimmt im Wege des „Stabili-
sation and Association Process Tracking 
Mechanism“ am Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozess der EU für den 
Westbalkan teil („auf Kurs gehalten“). 
Vertragsbeziehungen zwischen der EU 
und Kosovo bestehen bis dato keine. 
Verhandlungen der EU mit dem Kosovo 
könnten weitere Vertragsabschlüsse mit 
Serbien unmöglich machen. Radikale 
Kräfte in Serbien bestehen darauf, dass 
Serbien nur mit dem Kosovo Mitglied 
der EU werden könne. Die moderaten 
Kräfte des Landes wiederum setzen auf 
die Möglichkeit, der EU beizutreten und 
dann als EU-Mitglied den Beitritt des 
Kosovo zu verhindern.                                                                                    
Das Kosovo hat am 17. Februar 2008 
seine Unabhängigkeit erklärt, wurde von 
zahlreichen Staaten, darunter dem bis-
herigen Mutterland Serbien sowie den 
EU Mitgliedstaaten Slowakei, Rumänien, 
Spanien und Zypern nicht anerkannt.
Im Heranführungsprozess der West-
balkanländer wird es aber zusätzlich zu 
den Verhandlungen bedeutsam sein, dass 
die EU-Annäherung auch für die einzel-
nen Bürger greifbar wird. Das praktische 
Kennenlernen, das Erleben der EU, das 
vor allem für junge Menschen aus diesen 
Ländern so wichtig wäre, wird durch 
die Einschränkung der Reisefreiheit mit 
strengen Visavorschriften derzeit noch 
sehr erschwert.

Wie auch die Wahlen 2008 in Serbien 
gezeigt haben, ist eine große Mehrheit 
der Bürger in den Ländern von Ex- Ju-
goslawien für eine Annäherung an die 
EU. Die Mitgliedschaft in der EU, die 
als multikulturelle Gemeinschaft mit dem 
großen Binnenmarkt eine Garantie für 
Friede und Wohlstand bietet, ist für die 
meisten Bürger, vor allem für die Jugend 
aus diesen Ländern, das große Ziel.

Aber auch die EU und vor allem Ös-
terreich, durch geograþsche Nªhe und 
historische Gemeinsamkeiten mit diesen 
Ländern besonders verbunden, hat ein 
großes Interesse aus Gründen der Sicher-
heit und Wirtschaft diese Region durch 
Heranführung an die EU zu stabilisieren 
und stärken. Der Balkan muss für die EU 
eine „Erfolgsstory“ werden. Nach dem 
groÇen personellen, politischen wie þnan-
ziellen Aufwand muss der Beweis geführt 
werden können, dass das Peacebuilding 
der EU funktioniert und somit die Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
der EU nachhaltig effektiv ist.

Dr. Joerg Hofreiter, Honorarkonsul
von Bosnien-Herzegowina, Graz
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Im Anschluss wurde die Delegation von weiteren österrei-
chischen Abgeordneten begrüßt: MdEP Harald Ettl (PSE) 
zuständig für „Finanzmarktpolitik der EU“, MdEP Eva 
Lichtenberger (Grüne/EFA) „Verkehrs- und Umweltpolitik 
der EU und für das Engagement des Europaparlaments in 
Menschenrechtsfragen am Beispiel Tibets“, sowie MdEP 
Othmar Karas (EVP-ED, ÖVP-Delegationsleiter und EVP-
Vizepräsident) „Das Europäische Parlament im Wandel: Der 
Lissabonner Vertrag und die Europawahlen 2009“.
Zum Ausklang des ersten Tages führte ein Stadtrundgang vom 
Place de Brouckère  über den Grand Place zum Menneken Pis 
und endete mit einem Abendessen in der „Fressstrasse“.
Der 2. Tag war ausgefüllt mit Informationen zu aktuellen 
europäischen Themen. Interessant gestaltete Statements und 
Powerpoint Präsentationen mit folgenden Mitarbeitern der 
Kommission, ließen die Zeit schnell vergehen:
Peter Neusser, Referat Energiepolitik und Versorgungssicher-
heit - Direktion Versorgungssicherheit und Energiemärkte;
Olga Sihmane, Referat Internationale Beziehungen, Erwei-
terung - Direktion Allgemeine Angelegenheiten; 
Christoph Schoser, Referat Elektrizität und Gas - Direktion 
Versorgungssicherheit und Energiemärkte; 
Oliver Seiffarth, Referat Grenzen - Direktion Zuwanderung, 
Asyl und Grenzen, sowie Martina Klenner, Referat Kli-

maschutzstrategie und Internationale Verhandlungen, Moni-
toring von EU-Aktionsprogrammen - Direktion Klimaschutz 
und Luftqualität.
Am Abend wurde die Delegation noch vom ständigen Vertre-
ter Rumäniens in der Europäischen Kommission, Mr. Marius 
Hirte, zu einem Vorstellungsgespräch geladen.
Am letzten Tag informierten Martin Schiefer und Ange-
la Martini, Referat „Zuwanderung und Asyl“ - Direktion 
Zuwanderung, Asyl und Grenzen über die gemeinsame 
Einwanderungspolitik - weitere Entwicklung unter dem 
Lissabon-Vertrag. 
Johannes Enzmann, Referat „Marktwirtschaftliche Instru-
mente einschließlich Emissionshandel“ - Direktion Kli-
maschutz und Luftqualität schloss die Vortragsreihe zum 
Energie- und Klimapaket der Kommission.
Ein typisches Brüsseler-Mittagessen auf Einladung der Kom-
mission, unter Vorsitz von Jaime Andreu, Leiter der Abt. 
Besucherdienst, Direktion Jugend, Sport und Bürgerschaft 
mit einem kurzen Arbeitsgespräch zum Thema „The political 
priorities of the European Unionò, beschloss den ofþziellen 
Teil dieser Bildungs- und Informationsreise. 
Einige Stunden Freizeit standen bis zum Abÿug nach Hause 
noch zur Verfügung.
Fazit der Reise: Gut, einmal in Brüssel gewesen zu sein.

Auf Einladung der Europäischen Kommission Brüssel an die Österreichische Föderation der Europahäuser unternahmen 20 
Delegierte vom 8.-10.4.08 eine Bildungsreise nach Brüssel. Nachfolgender Kurzbericht soll diese vorbildlich organisierte 
Reise mit sehr umfangreichem Bildungsprogramm dokumentieren. Von Seiten des Europahauses Neumarkt sei an dieser 
Stelle der Dank an die Europäische Kommission im allgemeinen und im Besonderen Erika Zuderell für die fürsorgliche und 
umsichtige Betreuung während des gesamten Aufenthaltes ausgesprochen.
Nach einer angenehmen Flugreise und kurzem Einchecken im Hotel „Crowne Plaza Europa“ führte uns unsere ständig be-
gleitende Hostess Natacha Bultot zur Europäischen Kommission, wo uns Susanna Hauptmann (Büro UProf. Dr. Reinhard 
Rack) beim Haupteingang ASP empfangen hat und ins Abgeordnetenrestaurant führte. Nach kurzer Begrüßung stand gleich  
ein Arbeitsgespräch bei einem gemeinsamen Mittagessen mit der SPÖ-Delegationsleiterin MdEP Karin Scheele und dem 
stv. ÖVP-Delegationsleiter MdEP UProf. Dr. Reinhard Rack auf dem Programm. 
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Europa sichert unseren Frieden und Europa bietet uns faire Chancen - Europa braucht unsere Kreativität 
und unseren Mut. Der Europatag 2008 stand im Zeichen des Europäischen Jahres des interkulturellen 
Dialogs und begleitete zahlreiche Veranstaltungen in allen Bundesländern mit viel Musik, Tanz und mit 
kompakten Infos zu und über Europa.

Raiffeisenbank
Neumarkt-Schei�ing

Wir freuen uns auf Ihren Besuch

... auch unter www.rbneumarkt.at

Info-Stände in Vorarlberg

Interessierte und neugierige Besucher

Informationen und Kostproben aus europäischen Ländern Vertreter aus der Politik
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Geigerinnen aus Siklós Folklore aus Slowenien Tanzstudio Vindi aus Varazdin

Volksschule Birkfeld Folklore aus Pécs Heimische Volkskultur

Empfang beim Bürgermeister in Feldbach Gäste aus Szombathely

Abendvorstellung im Schloßhof
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Die Jugendlichen für die Idee eines 
vereinten Europas zu gewinnen ist 
ein wichtiges Ziel des Bundes Eu-
ropäischer Jugend/Junge Europä-
ische Föderalisten (BEJ/JEF). Aus 
diesem Grund erschien pünktlich 
zum Europatag ihre neue Broschüre 
mit dem Titel „EU für Fortgeschrit-
tene“ welche von Jugendlichen für 
Jugendliche konzipiert, geschrie-
ben und gestaltet wurde.

In dieser Broschüre sind alle wich-
tigen Informationen über die Ge-
schichte der Europäischen Union 
und Infos über ihre Mitgliedstaaten 
zu þnden. Auch der Vertrag von 
Lissabon wird darin kurz vorge-
stellt.

Die Broschüre kann im Bundes-
büro des BEJ/JEF unter Tel.: 05-9950 oder unter ofþce@jef.at bestellt oder 
online unter http://www.jef.at/themen/europa-und-eu abgerufen werden.

Neue BroschüreDie Erklärung von
Robert Schuman

Mit einem Email zum Europatag 
wandten sich der Präsident der Eu-
ropäischen Föderalisten, Friedhelm 
Frischenschlager, und der gf. Bun-
desvorsitzende des BEJ/JEF, Gregor 
Novak, an die Abgeordneten des 
Nationalrates und die Mitglieder des 
Bundesrates.
Am 9. Mai 2008 jährte sich zum 
58. Mal die Erklärung des dama-
ligen französischen Außenministers, 
Robert Schuman, mit der er das 
visionäre Tor zu einem Vereinten 
Europa aufgestoßen hat und die als 
Grundstein der heutigen Europä-
ischen Union gilt. Die Staats- und 
Regierungschefs der Europäischen 
Gemeinschaft haben 1985 beschlos-
sen, den 9. Mai als Europatag zu 
feiern.
Um diese Erklärung in Erinnerung 
zu rufen, wurde sie den Abgeordne-
ten zur Verfügung gestellt. Außer-
dem informierten die zwei Vertreter 
der Europäischen Föderalisten über 
die Tätigkeit und die Geschichte 
ihrer Organisationen.

Bundesministerin 
Kdolsky bekräftigt 
in einer Aussendung 
zum Europatag, dass 
die Jugendlichen 
durchwegs überwie-
gend pro-europäisch 
eingestellt sind.

Wesentliche Impulse zur Förderung 
einer europäisch orientierten Jugend 
gehen in Österreich seit über 50 Jah-
ren vom Bund Europäischer Jugend/
Junge Europäische Föderalisten aus, 
der überparteilich und überkonfessi-
onell organisiert ist und sich für ein 
friedliches, demokratisches und sozial 
ausgerichtetes Europa einsetzt. „Um 
den europäischen Gedanken muss 
uns nicht bang sein, wenn wir den 
Idealismus unserer jungen Menschen 
sehen“, betonte die Jugendministerin. 
Die Jugend erkenne sehr wohl, dass es 
zur Idee eines geeinten Europas keine 
Alternative gebe. „Für mich ist dies 
ein Auftrag, unsere Jugend in ihrem 
pro-europäischen Engagement zu be-
stärken“, so die Jugendministerin.

Europa in den Herzen 
der Jugend verankern

©
 B

M
G

JF

Zum Europatag fand die Preisverlei-
hung im Rahmen des vom Informati-
onsbüro des Europäischen Parlaments 
für Österreich gemeinsam mit den 
Europäischen Föderalisten und ande-
ren Partnern initiierten Jugendpres-
sewettbewerbs statt. Gesucht waren 
dabei Beiträge zur unabhängigen und 
kritischen Auseinandersetzung mit 
europabezogenen Themen aus der Ju-
gendperspektive.
Übergeben wurden die Preise - eine 
Studienreise nach Brüssel - vom Präsi-
denten des Europäischen Parlaments 
Hans-Gert Pöttering, von Othmar Ka-
ras, Obmann des ÖVP-Europaklubs 
und Vizepräsidenten der EVP-ED 
Fraktion, sowie von Hannes Swoboda, 
Vizepräsident der PSE-Fraktion.

Jugendpressewettbewerb

Der Präsident der Europäischen Föde-
ralisten, Friedhelm Frischenschlager, 
nutzte dieses von den BEJ/JEF mit-
organisiertes Event für ein Zusammen-
treffen und einen Gedankenaustausch 
mit den Spitzen des Europäischen Par-
laments.
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Vom 15.-17. Mai fand in Wien ein weiteres EU-Basisse-
minar für SchülervertreterInnen aus ganz Österreich 
statt. Ziel dieser Seminarreihe ist, die Mechanismen 
und Arbeitsweise der EU anschaulich und praxisnahe zu 
vermitteln. Hochrangige Vortragende, wie der ehemalige 
österreichische Außenminister, Willibald Pahr, der Prä-
sident der Europäischen Bewegung Österreich, Heinrich 
Neisser und der Präsident der Europäischen Föderalisten, 
Friedhelm Frischenschlager, sprechen in diesen Seminaren 
über ihre langjährigen Erfahrungen in der Europapolitik.
Anfassbar werden die Institutionen der EU während eines 
Tages des Seminars, welches in der Vertretung der Europä-
ischen Kommission und dem Informationsbüro des Euro-
pªischen Parlaments stattþndet. Hier wird von den Leitern 
dieser beiden Einrichtungen auf alle Fragen eingegangen 
und interessante Informationen weitergegeben.

EU-Medienseminar für Schülerinnen und Schüler
Die Seminarreihe „EU-Medienseminar für Schülerinnen 
und Schüler“ versucht die Funktionsweise der Öffentlich-
keitsarbeit europäischer Institutionen transparenter zu ma-
chen und gibt in weiterer Folge den SchülervertreterInnen 
eine Hilfestellung, wie man zu den Daten der Pressebüros 
kommt und nutzbar machen kann. Hochrangige Vortra-
gende, wie der ehemalige österreichische Außenminister, 
Willibald Pahr, der Leiter des Informationsbüros des Eu-
ropäischen Parlaments in Österreich, Wolfgang Hiller, die 
Landesvorsitzende der EFB Wien, Sabine Radl und der 
Presseattaché des Informationsbüros des Europäischen 
Parlaments in Österreich, Georg Pfeifer, gaben vom 29.-31. 
Mai einer Gruppe von Schülerinnen und Schülern aus dem 
gesamten Bundesgebiet jeweils versierte Einblicke in die 
große Medienlandschaft und -arbeit der Europäischen 
Union. Die Relevanz und Anwendbarkeit für Schülerzei-
tungen und Jungjournalisten brachte Bernhard Kühr von 
der Vertretung der Europäischen Kommission in Österreich 
auf den Punkt.
Abgerundet wurde dieses Seminar einerseits durch prak-
tische Übungen und theoretische Ansätze im Bereich des 
Journalismus und andererseits durch ein Kamingespräch 
mit Journalisten. Somit erhielten die TeilnehmerInnen nicht 
nur die Möglichkeit in den Redaktionsalltag einzutauchen, 
sondern nahmen auch viele essentielle Informationen mit 
nach Hause. Zudem wurden wieder aufgrund der lockeren 
Seminaratmosphäre viele Freundschaften geschlossen.

EU-Basisseminar für Schülerinnen und Schüler
BürgerInnenbeteiligung in Europa
Am 15. Mai trafen ca. 80 internationale Gäste im Wiener 
Palais Palffy zu einem ExpertInnentreffen zum Thema 
“BürgerInnenbeteiligung Heute: Warum und Wie?” zusam-
men. Das Treffen wurde von den Europäischen Föderalisten 
in Zusammenarbeit mit der Vereinigung der Agenturen 
für Lokale Demokratie (ALDA) und der freundlichen 
Unterstützung durch das Bundesministerium für Gesund-
heit, Familie und Jugend (BMGFJ), dem Städtebund und 
der Stadt Wien organisiert. Nach der Begrüßung durch 
den Vorsitzenden der Europäischen Föderalistischen Be-
wegung (EFB), Friedhelm Frischenschlager, ALDA Di-
rektorin Antonella Valmorbida, ALDA Exekutivpräsident 
Per Vinther und den Generalsekretär des Kongresses der 
Gemeinden und Regionen Europas des Europarates, Ulrich 
Bohner, wurden drei aktuelle Jugendbeteiligungsprojekte 
aus Österreich vorgestellt. Sandra Herschkowitz präsen-
tierte die Ergebinsse eines BEJ/JEF Projektes zum Thema 
“Kinder- und Jugendbeteiligung in der Gemeinde- und 
Stadtplanung”, Lisa Györös sprach über aktuelle Projekte 
des Vereins United Games Austria und Claudia Ehgartner 
stellte das kommende Kinderbeteiligungsprojekt des BEJ/
JEF und des Museums Moderner Kunst (MUMOK) in Wien 
vor, welches ab Juli starten wird. Anschließend sprachen 
bei einer Podiumsdisskusion - mit großer Beteiligung des 
Publikums - Sonja Ziegelwagner vom Bundesministerium 
für Unterricht, Kunst und Kultur (BMUKK), Veronica 
Gallo vom Verein Strani Vari, Ivana Franceshinis von der 
Gemeinde Portogruaro (Italien) und Gregor Novak vom 
BEJ/JEF über Themen wie Wählen mit 16, Methoden der 
Jugendbeteiligung, die Bedeutung der BürgerInnenbetei-
ligung für das europäische Einigungsprojekt und aktuelle 
Projekte aus den Agenturen für Lokale Demokratie.

Neue Webseite des BEJ/JEF
Der BEJ/JEF ist am 9. Mai mit seiner neuen Homepage 
online gegangen. Diese ist nun weit mehr benutzerfreund-
lich, die Informationen sind einfach zugänglich gesammelt 
abrufbar. Es gibt auf diesen Seiten auch die Möglichkeit, 
über neue Einträge sofort informiert zu werden und diese 
auch zu kommentieren. Besuchen Sie diese Webseite und 
machen Sie sich ein Bild von der Arbeit der Jungen Euro-
päischen Föderalisten: www.jef.at
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Sillpark-Europäer
Der Einkaufspark SILLPARK sponserte für die Preisträger 
des 10. Tiroler Landeswettbewerbes „Europaquiz 2008“ 
vom 24. – 27. April eine Reise nach Paris. Das Siegerteam,  
begleitet von  unserem Landesobmann OSR Erich Wörister, 
entdeckte Paris vom Eiffelturm bis zum Louvre. 
Am Wettbewerb nahmen 6.724 SchülerInnen aller Schul-
typen aus Nord-, Ost- und Südtirol teil.

LV Steiermark
Hauptversammlung
Kürzlich fand in Graz die Landeshauptversammlung der 
EFB statt. Den Festvortrag hielt der Honorarkonsul für 
Bosnien-Herzegowina HR Dr. Jörg Hofreiter zum Thema 
„Westbalkan und die EU“ (siehe Bericht Seite 4)
Die vorgesehene Neuwahl erbrachte folgendes Ergebnis:
Landesobmann: Prof. Kurt Jungwirth
Geschäftsf. LO: Max Wratschgo
LO-Stellvertreter: Stadträtin Mag. Eva Maria Fluch, GR 
Karl-Heinz Herper, Mag. Karl Menzinger, Willibald Rich-
ter, Altbgm. Alfred Stingl
Schriftführerin: Ing. Edda Zierler
Schriftführer-Stv.: Mag. Hans Trsek
Kassier: Hofrat Dr. Rudolf Grasmug
Kassier-Stv.: Karl Modes
Vertreter des BEJ: Jan Sisko

Hartberger Europagespräche
Die in Zusammenarbeit mit der EFB, dem Verein zur För-
derung Internationaler Volkskunst und der Kindergartenpä-
dagogik Hartberg, unter der bewährten Leitung von Prof. 
Hans Trsek, durchgeführten Europagespräche standen unter 
dem Motto „Schengen – die Grenzen der Freiheit“, an denen 
Vertreter der Partnerschulen aus Rumänien, Polen, Ungarn 

Jubiläumswandertag 
Einen großen Erfolg kann die Europajugend Gleisdorf 
mit 1200 WanderInnen und RadfahrerInnen am 35. IVV-
Wandertag verzeichnen. Bei angenehmem Wetter waren 
die TeilnehmerInnen rund um Gleisdorf unterwegs. Das 
42-kºpþge Team von Sektionsleiter Franz Pieber sorgte 
für eine schöne Streckenführung und eine ausgezeichnete 
Stimmung bei den Kontrollstellen. 
Die größte Wandergruppe war diesmal der Alpenverein 
Gleisdorf vor dem 1. Mödlinger Wanderverein, den Natur-
freunden Feldbach und dem Wanderverein Fürstenfeld. 

LV Tirol

Wohlverdiente Labung in der Urscha-Halle

und Südtirol teilnahmen. Ein Expertenteam nahm zur neuen 
Situation der Grenzöffnung Stellung und erklärte, dass die 
Zusammenarbeit mit den Polizeiorganisationen sehr gut 
funktioniert und es trotz Öffnung der Grenzen zu keinem 
nennenswerten Anstieg der Kriminalität gekommen ist. 
Eingeleitet und umrahmt wurde die Veranstaltung mit Prä-
sentationen der Partnerschulen.




